
 

  

S 3 KR 760/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 KR 760/03
Datum 13.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 247/04
Datum 06.04.2006

3. Instanz

Datum -

I. Es wird unter AbÃ¤nderung des Urteils des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 13.
Oktober 2004 und des Bescheides der Beklagten vom 15. Mai 2003 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. August 2002 festgestellt, dass der KlÃ¤ger
fÃ¼r die Jahre 2003 und 2004 als selbstÃ¤ndiger KÃ¼nstler versichert ist. Im
Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Drittel der auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist Versicherungspflicht nach dem KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetz
(KSVG).

Der 1946 geborene KlÃ¤ger, von Beruf Diplom-Ingenieur, war von 1972 an im
Maschinenbau und von 1977 bis 1984 als Bauleiter im Bereich BÃ¼hnentechnik
beschÃ¤ftigt, von 1984 bis 1988 war er verantwortlicher Ingenieur bei der Firma A.
fÃ¼r Tankstellen und von 1988 bis Ende 2002 war er als SachverstÃ¤ndiger fÃ¼r
BÃ¼hnentechnik tÃ¤tig. Er ist bei der beigeladenen Techniker Krankenkasse seit Juli
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1972 Mitglied und derzeit freiwillig versichert.

Der KlÃ¤ger ist seit 01.04.1986 (nach seinen Angaben im Schreiben vom
07.05.2003) nebenberuflich als bildender KÃ¼nstler tÃ¤tig, hauptberuflich seit
Anfang 2003 als experimenteller KÃ¼nstler (siehe Fragebogen zur PrÃ¼fung der
Versicherungspflicht nach dem KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetz). Im Jahr 1993
nahm er an einer Kunstausstellung teil, die vom Landkreis F. fÃ¼r dort ansÃ¤ssige
KÃ¼nstler veranstaltet wurde mit dem Werk "Gartenzwerge"; seine Teilnahme im
Jahr 1995 mit dem Werk "Chinesische Wandzeitung" wurde abgelehnt (Beschluss
des Bayer. Verwaltungsgerichts M. vom 25.08.1995, M 7 E 95.3719).

Der KlÃ¤ger meldete am 15.01.2003 bei der Gemeinde seines Wohnsitzes ein
Gewerbe an (experimenteller KÃ¼nstler; Herstellung und Verkauf von
Kunstobjekten) und beantragte am 24.01.2003 bei der Beklagten die Feststellung
der Versicherungspflicht nach dem KSVG.

Mit Bescheid vom 15.05.2003 lehnte die Beklagte eine Versicherung nach dem
KSVG ab, weil die Versicherungsvoraussetzungen ausweislich der vorgelegten
Unterlagen nicht erfÃ¼llt seien. SelbststÃ¤ndige KÃ¼nstler und Publizisten
kÃ¶nnten in der gesetzlichen Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung nur dann
versichert werden, wenn ihr Einkommen aus selbstÃ¤ndiger
kÃ¼nstlerischer/publizistischer TÃ¤tigkeit die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze
Ã¼bersteige. FÃ¼r das Kalenderjahr 2003 bedeute dies, dass bei einem zu
erwartenden Jahreseinkommen von bis zu 3.900,00 Euro keine Versicherungspflicht
bestehe. Das angegebene Arbeitseinkommen sei geringfÃ¼gig; sollte in Zukunft die
Einkommensgrenze voraussichtlich Ã¼berschritten werden, solle dies der KlÃ¤ger
unter BeifÃ¼gung entsprechender Nachweise mitteilen. Der Zeitpunkt der
erstmaligen Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit sei nach Auswertung der
Unterlagen auf den 01.01.1986 festgesetzt worden, der KlÃ¤ger sei kein
BerufsanfÃ¤nger mehr.

Der KlÃ¤ger legte dagegen am 22.05.2003 Widerspruch ein; er werde im Laufe des
Jahres die Bemessensgrundlage Ã¼berschreiten. Sein Verdienst fÃ¼r das Jahr 2003
belaufe sich voraussichtlich auf 4.000,00 Euro. Die Beklagte wies mit
Widerspruchsbescheid vom 20.08.2003 den Widerspruch mit der gleichen
BegrÃ¼ndung wie im Ausgangsbescheid zurÃ¼ck. Die Erzielung eines
Arbeitseinkommens aus selbstÃ¤ndiger kÃ¼nstlerischer TÃ¤tigkeit Ã¼ber der
sozialversicherungsrechtlichen GeringfÃ¼gigkeitsgrenze sei nicht plausibel
gemacht worden, so dass Versicherungsfreiheit festgestellt werden musste.

Der KlÃ¤ger hat hiergegen am 29.08.2003 beim Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) Klage
erhoben. Versicherungsfreiheit fÃ¼r das Kalenderjahr 2003 kÃ¶nne erst zu Beginn
des folgenden Jahres festgestellt werden. Er sei auch als Bildhauer tÃ¤tig gewesen,
habe aber absichtlich nichts verkauft, da er ein IngenieurbÃ¼ro fÃ¼r
BÃ¼hnentechnik gehabt habe und ausschlieÃ�lich mit AuftrÃ¤gen der Ã¶ffentlichen
Hand betraut gewesen sei. Er hat eine Rechnung vom 08.09.2003 Ã¼ber die
Lieferung eines Werks an eine Firma in Nordrhein-Westfalen zum Preis von 4.000,00
Euro vorgelegt; der KÃ¤ufer hat den Erhalt des Werks und MÃ¤ngelfreiheit
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bestÃ¤tigt. Die Beklagte hat mehrmals beantragt, den KÃ¤ufer hierzu zuhÃ¶ren und
die Ausgaben fÃ¼r das Material zu ermitteln. Hierauf hat der KlÃ¤ger erwidert, mit
der ErklÃ¤rung der mangelfreien Abnahme habe der KÃ¤ufer lediglich bestÃ¤tigt,
dass das Werk im Zeitpunkt der Ã�bergabe ohne SachmÃ¤ngel gewesen sei; er hat
den Materialwert mit 25,00 Euro angegeben. Der KÃ¤ufer habe die Rechnung durch
Ã�berweisung bezahlt.

Der KlÃ¤ger hat nach den Einkommenssteuerbescheiden aus der Zeit von 1998 bis
2002 im Jahr 2001 einen Bruttolohn von 7.086,00 DM, im Jahr 1999 von 7.680,00
DM und im Jahr 1998 von 1.140,00 DM (und sonst keine weiteren EinkÃ¼nfte)
versteuert. Er hat in der EinkommensteuererklÃ¤rung (2003) fÃ¼r die EinkÃ¼nfte
aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit aus seiner freiberuflichen TÃ¤tigkeit als KÃ¼nstler
einen Betrag von 4.000,00 Euro angegeben.

Das SG hat aufgrund der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 13.10.2004, bei der der
KlÃ¤ger nicht anwesend war, mit Urteil vom gleichen Tag die Klage abgewiesen. Der
KlÃ¤ger sei versicherungsfrei, eine erwerbsmÃ¤Ã�ige TÃ¤tigkeit sei nicht
nachgewiesen. Die vorgelegte Rechnung sei kein Nachweis fÃ¼r das Ã�berschreiten
der GeringfÃ¼gigkeitsgrenze, da der handschriftliche Zusatz "mÃ¤ngelfrei
abgenommen" ungewÃ¶hnlich sei.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers vom 24.11.2004, mit der er
geltend macht, er habe im Jahr 2004 noch drei weitere Werke zum Gesamtpreis von
4.100,00 Euro verkauft; er hat hierzu die Rechnung fÃ¼r einen Kunden in Spanien
samt Quittung vorgelegt sowie ein Foto Ã¼ber das an den Abnehmer versandte
erste Werk aus dem Jahr 2003 und die Einkommensteuerbescheide fÃ¼r dieses Jahr
und das Jahr 2004. In diesen Bescheiden sind die angegebenen VerkaufserlÃ¶se
versteuert worden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
13.10.2004 sowie den Bescheid der Beklagten vom 15.05.2003 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides in 20.08.2003 aufzuheben und die Versicherungspflicht
nach dem KSVG fÃ¼r den Bereich bildende Kunst festzustellen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden
die Akten der Beklagten und des SG. Auf den Inhalt dieser Akten und die
Sitzungsniederschrift wird im Ã�brigen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Die Berufung ist zum Teil begrÃ¼ndet; der KlÃ¤ger ist aufgrund der vorliegenden
Nachweise Ã¼ber die VerÃ¤uÃ�erung seiner Kunstwerke bei der Beklagten fÃ¼r die
Jahre 2003 und 2004 nach dem KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) zu
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versichern.

GemÃ¤Ã� Â§ 1 Ziff. 1 KSVG werden selbstÃ¤ndige KÃ¼nstler und Publizisten in der
Rentenversicherung der Angestellten, in der gesetzlichen Rentenversicherung und
in der sozialen Pflegeversicherung versichert, wenn sie die kÃ¼nstlerische oder
publizistische TÃ¤tigkeit erwerbsmÃ¤Ã�ig und nicht nur vorÃ¼bergehend
ausÃ¼ben. KÃ¼nstler im Sinne des Gesetzes ist, wer Musik, darstellende oder
bildende Kunst schafft, ausÃ¼bt oder lehrt (Â§ 2 S. 1 KSVG). Nach Â§ 3 KSVG ist
versicherungsfrei nach diesem Gesetz, wer in dem Kalenderjahr aus
selbststÃ¤ndiger kÃ¼nstlerischer TÃ¤tigkeit voraussichtlich ein Arbeitseinkommen
erzielt, das 3.900,00 Euro nicht Ã¼bersteigt (Abs. 1). Diese Regelung gilt nicht bis
zum Ablauf von drei Jahren nach erstmaliger Aufnahme der TÃ¤tigkeit. Die Frist
verlÃ¤ngert sich um die Zeiten, in denen keine Versicherungspflicht nach diesem
Gesetz oder Versicherungsfreiheit nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 8 KSVG besteht (Abs. 2).
Nach Â§ 3 Abs. 3 KSVG bleibt abweichend von Â§ 3 Abs. 1 KSVG die
Versicherungspflicht bestehen, solange das Arbeitseinkommen nicht mehr als
zweimal innerhalb von sechs Kalenderjahren die dort genannte Grenze nicht
Ã¼bersteigt.

Es wird auch von der Beklagten nicht bestritten, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
unter Â§ 2 KSVG fÃ¤llt, weil sie in dem Bereich der bildenden Kunst dem
Katalogberuf "experimenteller KÃ¼nstler, Objektemacher" zuzuordnen ist. Fraglich
aber ist, ob der KlÃ¤ger die kÃ¼nstlerische TÃ¤tigkeit erwerbsmÃ¤Ã�ig und nicht
nur vorÃ¼bergehend ausÃ¼bt (Â§ 1 Ziff. 1 KSVG). Normzweck dieser Vorschrift ist,
dass nur derjenige unter den Schutz des KSVG fallen soll, der seine kÃ¼nstlerische
oder publizistische TÃ¤tigkeit mindestens auch zum Zwecke des Broterwerbs
ausÃ¼bt; ausgeschlossen soll derjenige sein, der die Kunst aus Liebhaberei
betreibt. Auch wenn hier gewisse Zweifel bestehen, muss jedoch festgestellt
werden, dass der KlÃ¤ger seit Anmeldung seiner selbststÃ¤ndigen kÃ¼nstlerischen
TÃ¤tigkeit als "experimenteller KÃ¼nstler und Objektemacher" im Jahr 2003 und im
Jahr 2004 Kunstwerke verkauft hat. Es ist nicht erforderlich, dass die ErlÃ¶se aus
diesen VerkÃ¤ufen den Ã¼berwiegenden Lebensunterhalt darstellen. HÃ¶here
Anforderungen an die ErwerbsmÃ¤Ã�igkeit und Nachhaltigkeit der jeweiligen
kÃ¼nstlerischen TÃ¤tigkeit sind nicht zu stellen, da anderenfalls die Regelungen
Ã¼ber die Versicherungsfreiheit in Â§ 3 KSVG bezÃ¼glich der
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze, der BerufsanfÃ¤ngerzeit und des Unterschreitens der
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze obsolet wÃ¤ren.

Mit der GeringfÃ¼gigkeitgrenze, die ab dem Jahr 2002 auf 3.900,00 Euro gesetzlich
festgelegt wurde, wollte der Gesetzgeber ein Indiz schaffen fÃ¼r die erforderliche
Nachhaltigkeit des kÃ¼nstlerischen oder publizistischen Schaffens, das
erwerbsmÃ¤Ã�ig und nicht nur vorÃ¼bergehend ausgeÃ¼bt werden muss
(Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 3. Auflage, Â§ 3, Rdnr. 3). Nach der
gesetzlichen Regelung ist das voraussichtliche Jahresarbeitseinkommen
maÃ�geblich. FÃ¼r die Versicherungsfreiheit kommt es darauf an, ob der
Grenzbetrag im Kalenderjahr voraussichtlich nicht Ã¼berschritten wird. Der
selbstÃ¤ndige KÃ¼nstler hat nach Â§ 12 KSVG bis zum 1. Dezember jedes Jahres
ein voraussichtliches Jahresarbeitseinkommen fÃ¼r das nÃ¤chste Jahr zu melden.
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Er muss es schÃ¤tzen. Wenn er dies trotz Aufforderung unterlÃ¤sst, kann die
KÃ¼nstlersozialkasse an seiner Stelle die SchÃ¤tzung vornehmen (Â§ 12 Abs. 1 S. 2
KSVG), und zwar auch dann, wenn die Meldung des Versicherten mit den
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen unvereinbar ist. Die daraufhin von der Kasse
getroffene Entscheidung bleibt dann so lange maÃ�gebend, bis der Betroffene
aufgrund geÃ¤nderter VerhÃ¤ltnisse eine Ã�nderung beantragt (Â§ 12 Abs. 3 KSVG
). Dem wird allenfalls durch einen neuen Bescheid fÃ¼r die Zukunft Rechnung
getragen.

Im vorliegenden Fall bestehen aufgrund der durch die Werkabnehmer quittierten
Rechnungen und dem Kontoauszug keine durchgreifenden Zweifel, dass der
KlÃ¤ger in den Jahren 2003 und 2004 Kunstwerke zu Preisen verÃ¤uÃ�ert hat, die,
wenn auch knapp, Ã¼ber der GeringfÃ¼gigkeitgrenze liegen. Es besteht hier kein
Anlass, an den Nachweis der ErwerbstÃ¤tigkeit hÃ¶here Anforderungen zu stellen,
etwa durch Zeugeneinvernahme der Kunden des KlÃ¤gers. Denn der KlÃ¤ger hat
die Einnahmen versteuert, woraus sich bei den geringfÃ¼gigen BetrÃ¤gen ein Indiz
fÃ¼r die Abnahme und Bezahlung der Werke ergibt.

Der KlÃ¤ger kommt aber nicht in den Vorteil der BerufsanfÃ¤ngerregelung des Â§ 3
Abs. 2 KSVG, auch wenn er angegeben hat, er sei vor der Meldung als Bildhauer
tÃ¤tig gewesen. MaÃ�gebend ist, dass er im Verwaltungsverfahren mitgeteilt hat, er
sei bereits seit April 1986 als bildender KÃ¼nstler tÃ¤tig gewesen. Ferner kommt
die BerufsanfÃ¤ngerregelung nur zum Tragen, wenn das Einkommen aus der
kÃ¼nstlerischen TÃ¤tigkeit nicht die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze Ã¼berschreitet. Dies
ist hier nicht der Fall, da der KlÃ¤ger ein Arbeitseinkommen fÃ¼r die Jahre 2003
und 2004 jeweils Ã¼ber 3.900,00 Euro angegeben hat.

Der Feststellung der Versicherungspflicht ohne zeitliche Begrenzung steht jedoch
die Regelung des Â§ 3 Abs. 3 KSVG entgegen. Denn der KlÃ¤ger unterschreitet im
maÃ�geblichen Zeitraum die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze mehr als zweimal. Durch die
mit Wirkung ab 01.07.2001 durch die Neufassung des Â§ 3 Abs. 3 KSVG
eingefÃ¼gte Regelung hat der Gesetzgeber sichergestellt, dass nicht jede
Unterschreitung der jÃ¤hrlichen GeringfÃ¼gigkeitsgrenze schon zum Verlust des
Versicherungsschutzes fÃ¼hrt. Danach bleibt der Versicherungsschutz erhalten,
wenn das Arbeitseinkommen die GeringfÃ¼gigkeit nicht mehr als zweimal innerhalb
von sechs Kalenderjahren unterschreitet. Mit dieser Regelung wollte der
Gesetzgeber AuftragsausfÃ¤llen, steigenden Kosten fÃ¼r ArbeitsgerÃ¤t, der
zeitweisen Aufbringung des Lebensunterhalts durch Stipendien oder Preise
Rechnung tragen (Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 3. Auflage, Â§ 3, Rndnr.
13). Als erstes Jahr des maÃ�gebenden Sechs-Jahres-Zeitraums kommt das Jahr
2002 in Frage, da die Vorschrift zum 01.07.2001 in Kraft getreten ist und der
KlÃ¤ger bereits vor diesem Zeitpunkt als BerufsanfÃ¤nger tÃ¤tig war. Fristende ist
der 31.12.2007. In diesem Sechs-Jahres-Zeitraum hat der KlÃ¤ger fÃ¼r das Jahr
2002 keine EinkÃ¼nfte aus seiner kÃ¼nstlerischen TÃ¤tigkeit nachgewiesen. Er hat
auch kein Einkommen fÃ¼r das Jahr 2005 und kein voraussichtliches Einkommen
fÃ¼r das Jahr 2006 angegeben. Damit ist das Ende der Versicherung zum
31.12.2004 eingetreten.
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Die Kostentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1, 2
SGG).

Erstellt am: 24.05.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

